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Sonntagsumfrage Infratest: 
Welche Partei würden Sie wählen,wenn am kommenden Sonntag Bundestagswahl wäre? 
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Angaben in % der Wähler, Infratest dimap                 m ct0jher     • Schröder 
(Spiegel, Ausgabe Nr.22) 

Unionsparteien weiter 
im Aufwind 

DL 
j-  neusten   Umfrageer- 

jpnisse aller Meinungs- 
. trageinstitute zeichnen 

(j.
nen eindeutigen Trend: 
' Union baut ihren Vor- 

rjr.Un8   gegenüber   Rot/ 

sU   aus bzw* stabi,isiert 

d ch auf hohem Niveau. Auf 
j^p anderen Seite hält der 

e§ativtrend für die Regie- 
§sparteien weiter an. 

VQ
Nach der Mai-Umfrage 

nQ
n Erratest Dimap ist nur 

s 
ch ein Viertel der Deut- 

* en mit den Leistungen der 
esregierung zufrieden. 

Immer mehr Bundesbürger 
sehen die CDU/CSU und 
FDP in der aussichtsreiche- 
ren Position. Jeder zweite ist 
der Ansicht, dass CDU/CSU 
und FDP als Sieger aus der 
nächsten Bundestagswahl 
hervorgehen könnten. Nur 
noch ein Drittel erwartet den 
erneuten Wahlsieg der rot- 
grünen Regierung. Beson- 
ders interessant ist dabei das 
Meinungsbild innerhalb der 
Anhängerschaften der Par- 
teien: So ist es der Union ge- 
1 ungen siehe Seite 2 
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Fortsetzung 
ist, ihre Mitglieder zu mobi- 
lisieren und geschlossen hin- 
ter Unionskanzlerkandidat 
Edmund Stoiber und CDU- 
Parteivorsitzende Angela 
Merkel zu versammeln. Ein 
ganz anderes Bild zeigt sich 
im Lager von Rot-Grün: So 
erwartet jeder vierte SPD- 
Anhänger und sogar jeder 
dritte Anhänger von Bünd- 
nis 90/Die Grünen am 22. 
September einen Wahlsieg 
von CDU/CSU und FDP. 

Wären heute Bundestags- 
wahlen, so käme die 
CDU/CSU nach der neue- 
sten Umfrage von Infratest 
dimap auf 41 % und die SPD 
auf 32 %. Die Union würde 
damit ihren Vorsprung auf 9 
%punkte ausbauen. Für die 
SPD ist dies in den Umfragen 
von Infratest dimap das 
schlechteste Ergebnis seit 
Dezember 1999. Drittstärk- 
ste Partei ist die FDP mit ei- 
nem Stimmenanteil von 11 
%. Nach diesen Ergebnissen 
erhielte die rot-grüne Koali- 
tion mit 39 % keine regie- 
rungsfähige Mehrheit mehr, 
während CDU/CSU und 
FDP mit 52 % eine absolute 
Mehrheit aufwiesen und so- 

mit über eine komfortab 
Mehrheit der Sitze im ßun' 
destag verfügen würden. 

Die Entwicklungen ver' 
laufen in den alten und de 

neuen Bundesländern in die 

gleiche Richtung. Die Un»' 
onsparteien in den alt 
Bundesländern könnten m1 

43 % (+3 %punkte) und 'n 

den neuen Bundesländen1 

mit 35 % (+2 %punkte) ^ 
Wählerstimmen rechne«1- 
Die SPD verliert in West *>e 

in Ost 2 %punkte und käme 

auf 34 bzw. 27%. 
Fast alle zentralen Indik3' 

toren haben im Vorfeld de 

Bundestagswahl ihre Rich' 
tung im Vergleich zu 1" . 
geändert. In den wesentl'' 
chen Fragestellungen Ü*J 
die Union jetzt wieder vord« 

SPD. Sie wird besser beur- 

teilt als die Regierung. ^ 
glaubt, dass sie die Wahl ge' 
winnen wird und ihr wir a 
den wichtigen Themen o'* 

Kompetenz vor der SPD 
gesprochen.    Insbesondei" 
bei der Arbeitsmarktpol'11 

hat sie der SPD die KomP^ 
tenzführerschaft   abgen^' 
men. Zudem ist die bürger i 
ehe Koalition das derzeit be' 

vorzugte Modell. 
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WAHLKAMPF   2002 

UMFRAGEWERTE 

Edmund Stoiber ist der bessere Kanzler 

^e n    Wählerinnen    und     bleibend gering. Die neue-     hard Schröder, von der sich 
Wählern den echten, au-     sten Umfragezahlen zeigen     die Partei einen Aufwärts- 
thentischen   Stoiber  ver-     deutlich, dass die SPD auf     sog    versprochen    hatte, 
Mitteln- das war das Ziel,     den Kanzlerbonus von Ger-     nicht vertrauen kann. 
*ls Michael Spreng 
der Öffentlichkeit 
als Medienberater 
*011 Unions-Kanz- 
erkandidat    Ed- 
f^ü Stoiber der 
UfTentlichkeit 
Vor8estellt wurde. 

^•e sich perma- 
ent verbessernden 
ersönlichkeits- 

^er(e von Edmund 
f l°iber in den Um- 

a§en zeigen, dass 
u   »Kantig-echt- 
rfo'greich" die 

k'chtige Kommuni- 
^sstrategiege- 
?hlt wurde. „Die 
j ah'er verstehen 
^er mehr, dass 

* Edmund Stoiber 
J'ich mit ihnen 
£e,nV* ist sich 
c7

h*el Spreng si- 
e*

r- Nach den neu- 
feun. Umfrageer- 

n'ssen    verliert 
licht nur die sozial- 

er; 
an  Boden. 

b    -"Matische p*rtei 

^auen   in   die 
^°mPetenz     des 

e,chzeitig ist das 

*nzi 

L 
ers    gleich- 

Wer hat welche Eigenschaften? 

hat Führungsqualitäten 

hat gute Ideen für die Zukunft Deutschlands 

hat einen guten Charakter 

spricht eine Sprache, die die Menschen verstehen 

hat stets das Wohl der Allgemeinheit im Blick 

ist ein gut aussehender Mann 

steht auf der Seite der „kleinen Leute 

ist vertrauenswürdig 

hat eine angenehme Ausstrahlung 

ist tatkräftig 

hat eine Vision von der Zukunft 

ist unbelastet von politischen Skandalen 

führt ein geordnetes Privatleben 

tritt überzeugend auf 

gibt der Politik einen klaren Kurs 

hat eine geschlossene Partei hinter sich 

ist den Aufgaben des Bundeskanzlers gewachsen 

hat ein gutes Konzept, um Arbeitsplätze zu schaffen 

hat einen autoritären Regierungsstil 

hält das, was er verspricht 

Quelle: Forsa, 1501 Befragte 
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1 D G B- BUNDESKONGRESS 

EDMUND   STOIBER: 

Hohe Arbeitslosigkeit ist größte soziale 
Ungerechtigkeit in Deutschland 

Beim diesjährigen DGB- 
Bundeskongress kam Uni- 
onskanzlerkandidat die 
Ehre zuteil, die Abschluss- 
rede zu halten. Im folgen- 
den Auszüge aus der Rede. 

„...Ich freue mich über 
diese Gelegenheit, persön- 
lich einige der Fragen an- 
sprechen zu können, die Sie 
alle in diesem schwierigen 
und wichtigen Jahr für 
Deutschland bedrängen. Ei- 
nes kann ich Ihnen dabei 
versprechen: Wer nur die 
Klischees kennt, die über 
mich und das Regierungs- 
programm von CDU und 
CSU im Wahlkampf nach 
Kräften geschürt werden, 
der wird manche Überra- 
schung erleben. Wir haben 
mehr Gemeinsamkeiten als 
manche glauben. 

Ich bin jemand, der sich 
nicht scheut, Probleme of- 
fen anzusprechen und - wo 
nötig - auch unbequeme Re- 
formen anzugehen. Und 
deshalb sage ich auch: Die 
Globalisierung, die demo- 
grafischen Veränderungen, 
den wirtschaftlichen Struk- 
turwandel - all diese Ent- 
wicklungen können wir nur 
erfolgreich bewältigen, 
wenn wir ihnen offensiv be- 

gegnen, Verkrustungen auf- 
brechen und neue Lei- 
stungskraft frei setzen. (...) 

Die zentralen Anliegen 
des Deutschen Gewerk- 
schaftsbunds: Arbeit und so- 
ziale Gerechtigkeit, sind 
auch meine zentralen Anlie- 
gen. Und ich rede nicht nur 
darüber, ich handle auch. 

Wir haben in Bayern ei- 
nen Beschäftigungspakt 
zwischen Staat, Gewerk- 
schaften und Arbeitgebern 
geschlossen. • Mit diesem 
Beschäftigungspakt konn- 
ten wir auch 2001 wieder 
dem weitaus größten Teil 
der Jugendlichen einen Aus- 
bildungsplatz vermitteln. • 
Aus einem vom Staat ge- 
schaffenen Arbeitsmarkt- 
fonds fließen jährlich 10 
Millionen Euro unter ande- 
rem in die Wiedereingliede- 
rung sogenannter schwer 
vermittelbarer Arbeitsloser. 
Die Gewerkschaften be- 
stimmen bei der Verwen- 
dung der Mittel maßgeblich 
mit.« Und zur Zeit arbeiten 
wir - auch gegen manchen 
Widerstand der Arbeitgeber 
- an einem Gesetz, das den 
Zugang zur Weiterbildung 
für die Arbeitnehmer ver- 
bessern wird. (...) 

Der Pakt hat seit \^6 

rund 100.000 Arbeitsplatz 
neu geschaffen und run 

300.000 gefährdete Arbeit*' 
platze gesichert. (...) Der Be' 
schäftigungspakt Baye*1 

funktioniert! 
Das hat einen entschei- 

denden Grund: DieGewetfr 
schatten und die Arbeitge' 
ber in Bayern wissen: S 
können sich auf die Staatsr 
gierung verlassen. (...) 

Und genau das ist der U[|' 
BP 
E* 

terschied zum Bündnis 
Arbeit auf Bundesebene 

ist gescheitert, weil sich 
Beitrag des Bundeskanzler 
im wesentlichen darauf u 

schränkt hat, sich als M° 
derator zur Verfügung z' 

stellen. 
Das reicht aber nicht! Ve 

Staat muss sich als echtc 

Partner verstehen, der sei 

aktiv   handelt   und   tie^ 
Spielräume    für    Konse* 
schafft! So stelle ich mir 6l.( 
neues  Bündnis für Ar 
auch auf Bundesebene *° 
Ich werde als BundeskaJ^ 
ler nach dem Vorbild & 

Bayerischen        BeschäL 
gungspakts     ein     sol 
neues Bündnis schließet1• 

Gerhard Schröder hat (T 
Bündnis für Arbeit einsta- 

4-UID 17/2002 



DGB-BUNDESKONGRESS 

"unstuck seines Regie- 
Ungshandelns" bezeichnet 
nd hohe Erwartungen ge- 
eckt. (...) Ein weitere zen- 
a,e Erwartung der Ge- 
schäften an diese Bun- 
esregierung war: „Mehr 

s°ziale Gerechtigkeit". 
Heute beklagen 83 % der 

eutschen einen Verlust an 

hZ'aler   Gerecnt'gkeit   in 

euischland. In den Reihen 
er Gewerkschaften   sieht 
an das genauso. (...) 
Hot-Grün hat eine Ren- 
reform gemacht, die nach 

m  Prinzip   funktioniert: 

hohe Förderung für hohe 
Einkommen und niedrige 
Förderung für niedrige Ein- 
kommen. So bekommt zum 
Beipiel eine alleinstehende 
Verkäuferin mit 15.000 € 
Jahreseinkommen eine För- 
derung von 154 €, ihr Chef 
mit einem Einkommen von 
50.000 € bekommt zusam- 
men mit dem Steuervorteil 
über 800 €. Ist das sozial ge- 
recht? 

Rot-Grün hat mit der 
Ökosteuer und mit der Er- 
höhung der Tabak- und der 
Versicherungssteuer      die 

Verbraucher belastet und 
auch die Inflation angeheizt. 
Beides trifft gerade die klei- 
nen Einkommen. Ist das so- 
zial gerecht? 

Gerade auch die Steuerre- 
form hat eine soziale Schief- 
lage. Im Jahr 2000 haben die 
Kapitalgesellschaften noch 
23 Milliarden Euro Körper- 
schaftssteuer abgeführt. Im 
Jahr 2001 haben die Finanz- 
minister 400 Millionen Euro 
ausbezahlt. Aus einer Ein- 
nahmenquelle ist ein Ausga- 
benposten geworden. 

Körperschaftssteu- 

PARTEI ENABEN D BEIM DGB 

„CDU ist und bleibt eine Volkspartei!" 
Jn guter alter Tradition 
a"d auch bei dem dies- 

Jahrigen DGB-Kongress 
e'n parteienabend statt. 

Auf einer Dachterrasse 
j*ber den Dächern von Ber- 
m waren sich CDU-Gene- 

Sekretär Laurenz Meyer 
Und der CDA-Bundesvor- 
^ende     Hermann-Josef 

rentz einig: Früher ge- 
^°rte eine Menge Mut dazu, 

cl1 als Unionsmitglied auf 

b
evverkschaftskongressen 
^en zu lassen. Der zu- 

d
ehlnende Zuspruch aber, 

n die Union aus dem La- 
der Arbeitnehmer er- 

d   ' 
sei ein Beweis dafür, 

>s der CDU zusammen 

mit dem CDA der 
Spagat gelungen ist 
zwischen Unionspo- 
litik und Arbeiterin- 
teressen. Besondere 
Bedeutung hätte aus 
diesem Grund für ihn 
das Regierungsprogramm, 
sagte Laurenz Meyer. Das 
Regierungsprogramm 
2002- 2006 „Leistung und 
Sicherheit. Zeit für Taten" 
zeige deutlich, das die CDU 
sich als Volkspartei ver- 
steht. Die guten Umfrage- 
werte fürdie CDU innerhalb 
des Arbeitnehmerlagers 
stellten eindrucksvoll unter 
Beweis, dass es nicht reiche, 
Werte wie „Soziale Gerech- 

tigkeit" einfach wie eine 
Fahne vor sich herzutragen, 
wie es die SPD pflege, so 
Meyer. Für „Soziale Ge- 
rechtigkeit" müsse man mit 
politischen Konzepten 
kämpfen. Und von diesen 
habe die Union die besse- 
ren. Davon werde die Union 
bis zur Bundestagswahl 
noch mehr Bürger überzeu- 
gen, ist sich derCDU-Gene- 
ralsekretär sicher. 
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errückzahlungen auf der ei- 
nen Seite, auf der anderen 
Seite: • Streichung des 
Haushaltsfreibetrags für Al- 
leinerziehende, • Halbie- 
rung des Sparerfreibetrags 
für Arbeitnehmer, • Er- 
höhung der Besteuerung 
von Abfindungen beim Ver- 
lust des Arbeitsplatzes - das 
hält die ganz große Mehrheit 
der Menschen in Deutsch- 
land für nicht gerecht! (...) 

Die größte soziale Unge- 
rechtigkeit in Deutschland 
ist die hohe Arbeitslosigkeit 
- mit allen negativen Fol- 
gen. Arbeitslosigkeit be- 
deutet bei weitem nicht nur 
finanzielle Einschränkung. 
Noch schlimmer ist der Ver- 
lust an Selbstbewusstsein, 
an Hoffnung, an Lebensper- 
spektive. 

Mehr Arbeitsplätze in 
Deutschland zu schaffen ist 
daher die zentrale Heraus- 
forderung für die Politik! 
Umso schlimmer ist es, dass 
wir bei der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit in den letz- 
ten Jahren praktisch nicht 
vorangekommen sind. • 
Deutschland ist Schlusslicht 
beim Beschäftigungsaufbau 
in Europa. • Deutschland 
hat die meisten Unterneh- 
menspleiten in Europa. • 
Deutschland ist Schlusslicht 
beim Wirtschaftswachstum 
in Europa. Wer wirtschaft- 
lich absteigt, steigt auch so- 
zial ab! (...) 

Wohlstand und soziale 
Sicherheit müssen erwirt- 
schaftet werden. Ohne mehr 
Wachstum werden wirkeine 
der gegenwärtigen gesell- 
schaftlichen Herausforde- 
rungen bewältigen. (...) 

Wer mehr Wachstum 
und mehr Arbeitsplätze will, 
der muss die Arbeitnehmer 
bei Steuern und Sozialversi- 
cherungsabgaben entla- 
sten.(...) Die Abgabenlast ist 
aber unter Rot-Grün trotz 
Steuerreform nicht gesun- 
ken, sondern gestiegen. 

Wer mehr Arbeitsplätze 
schaffen will, muss den Mit- 
telstand entlasten, nicht nur 
die Kapitalgesellschaften. 
Es ist vor allem der Mittel- 
stand, der neue Arbeits- 
plätze schafft. Wer Arbeits- 
plätze schaffen will, muss 
Einstellungen erleichtern. 
Wir alle wissen: Wenn Un- 
ternehmen nicht Überstun- 
den ausweiten, sondern 
Neueinstellungen vorneh- 
men sollen, dann brauchen 
sie mehr Flexibilität. 

Mir gehen aber die Ein- 
schnitte, die die Wirtschaft 
im Arbeits- und Tarifrecht 
fordert, in vielen Punkten 
entschieden zu weit. Arbeit- 
nehmer und ihre Familien 
brauchen Sicherheit. Wir 
wollen in Deutschland keine 
amerikanischen Verhält- 
nisse. • Deswegen bleibt 
die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall.   •   Deswe- 

gen bleibt der Kündigung5' 

schütz. 
Wer etwas anderes &' 

hauptet, hat unser P1"0 

gramm nicht gelesen! (•••' 
Auch bei der Mitbestim- 

mung sind wir nicht so weil 

auseinander, wie oft darg 
stellt. Ich halte die Arbeit e'- 

ner viertel Million Personal- 
und Betriebsräte in Deutsch- 
land für unverzichtbar! ^a 

dort Tag für Tag geleiste 

wird - für die Rechte der Be- 
schäftigten, für den innere 
trieblichen Frieden, für dl 

Rettung von Arbeitsplatz1 

- verdient höchste Anerke11 

nung und Respekt. (...) 
Der Union geht es d°c 

nicht um den Abbau von s° 
zialer Sicherheit oder v° 
Teilhaberechten. Worum j* 
uns geht, ist, wieder me 
von dem zu schaffen, w°r' 
man teilhaben kann, ß^JJ 
lieh    wachsenden    Wo" 
stand, wachsende Bescn 
tigung und solide finanzie 

soziale Sicherungssysten1 

("° u r * Das ist mein Angebot   ^ 
Sie als Gewerkschafter "J 
an alle Bürgerinnen und t> 
ger in Deutschland: Eme 

rung unseres Landes m 
zialer Verantwortung und 8 
gesellschaftlichen Konse^' 

EBFHfM t 

Die Rede im Vollte* 
finden Sie auf: 
www.stoiber.de 
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LANDESVERBäNDE 

BREMER   CDU 

Bernd Neumann mit Rekordergebnis 
*urn neuen Landesvorsitzenden gewählt 

®rnd Neumann, der mit 
bstand dienstälteste Lan- 

^svorsitzende der CDU 
, ,eutschlands, wird weiter- 
S?   d'e    Bremer    CDU 
fl,hren. 

n 
M>t 95,7 Prozent - sei- 

.e^ bisher besten Ergebnis 
•^Jahren-wurdederBre- 

er CDU-Chef eindrucks- 
Vo]i   • 

n »m Amt bestätigt. Fi- 
^senator Hartmut Per- 
J1^ Staatsrätin Elisabeth 
^ Lehmann und der Bre- 
ab

erhavener Bürgerschafts- 
^ geordnete Michael Teiser 
VQ

Urden als Stellvertreter 
f, Bernd Neumann eben- 
o ,S m'1 hervorragenden Er- 

bsen wiedergewählt. 

^ei CDU-Siege 
möglich 

Purrf Ihrem 97' Landes" 
dje   'la§  präsentierte  sich 
sen   

erner CDU entschlos- 
deu ,Und geschlossen. Mit 
§es   

cher Wiederwahl der 
ejn     en    Führungsspitze, 
cu uberdurchschnittli- 

'en   p 
fW     Repräsentanz    von 
Hncl  

n 'm Landesvorstand 
eröff enga§ierten     Reden 

^C,die Bremer CDU van
'Karnpffurdie Bun- 

destagswahl im September 
2002 und die Bürgerschafts- 
wahl im Mai 2003 in Bre- 
men und Bremerhaven. 

In seiner Grundsatzrede 
zeigte sich Bernd Neumann 
überzeugt davon, dass die 
CDU alle Chancen habe, 
beide Wahlen zu gewinnen: 
„Die Bremer CDU befindet 
sich in bester Verfassung. 
Wir sind geschlossen, wir 
sind aktiv, wir sind personell 
gut ausgestattet. Wenn wir 
kämpfen, haben wir alle 
Chancen, zweimal zu ge- 
winnen: In Berlin die Über- 
nahme der Bundesregierung 
durch Ablösung von Rot- 
Grün und im Lande Bremen 
die Fortsetzung unserer Re- 
gierungsbeteiligung im Se- 
nat durch ein starkes CDU- 
Ergebnis. Eine solch optimi- 

stische Perspektive hatten 
wir lange nicht mehr!" Die 
Bilanz der Bundesregierung 
unter Schröder sei eine Ka- 
tastrophe, weil offensicht- 
lich ist, daß alle früheren 
Wahlversprechen der rot- 
grünen Koalition nicht ge- 
halten werden. Deshalb 
wolle die Mehrheit der 
Wähler am 22. September 
den Wechsel. 

Aufbruchstimmung 
statt Lethargie 

Nach sieben Jahren Re- 
gierungsmitverantwortung 
der CDU in der Großen Ko- 
alition herrsche im kleinsten 
Bundesland „Aufbruch- 
stimmung statt früher vor- 
handener  Lethargie."  Das 

UID 17/2002-7 



LANDESVERBäNDE 

Image Bremens habe sich 
besonders im Außenverhält- 
nis zum Positiven ent- 
wickelt. Die Gesundung der 
Wirtschaftsstruktur sei 
ebenso wie die Fortschritte 
in der Inneren Sicherheit 
unübersehbar. Deshalb sei 
eine Beendigung der 
Großen Koalition zugunsten 
von Rot-Grün oder einer 
SPD-Alleinregierung „fahr- 
lässig, schädlich und exi- 
stenzgefährdend für das 
Land Bremen", so der Bre- 
mer CDU-Chef. 

Senator und Bürgermei- 
ster Hartmut Perschau ver- 
wies darauf, dass sich Bre- 
men u.a. beim Wirtschafts- 
wachstum im Bundesver- 
gleich überdurchschnittlich 
behauptet habe. Auch gebe 
es nun wieder ein Plus bei 
der Zuwanderung von Ein- 
wohnern. All dies wäre 
ohne die Mitwirkung der 
CDU im Senat nicht mög- 
lich gewesen. 

Politikschwerpunkt 

Neben den Wahlen lag der 
Schwerpunkt des Landes- 
parteitages auf Anträgen zur 
Gesundheitspolitik und Wei- 
terentwicklung des Bil- 
dungssystems in Bremen. 
Konsequenzen aus der 
PISA-Studie - das war die 
Überschrift zu dem bildungs- 
politischen Antrag. Darin 
wurde den Sozialdemokra- 
ten im kleinsten Bundesland 
angekreidet, dass sie die Bil- 
dungspolitik „ihrer jeweili- 
gen Ideologie" angepaßt hät- 
ten und „verantwortlich für 
den Niedergang der Schulen 
in Bremen und Bremerha- 
ven" seien. Die SPD habe im- 
mer der Gleichmacherei das 
Wort geredet. Es müsse 
Schluß gemacht werden mit 
dem „leistungsfeindlichen 
und nivellierenden Klima" 
an den Schulen. In der 
Grundschule    müßten    die 

Grundlagen für die Fähigke'' 
ten im Lesen, Schreiben un 
Rechnen gelegt und n' 
Schüler hingeführt werde11 

zu „Anstrengung und L^1' 
stung". Die Forderung v°n 

Sozialdemokraten, die ei"e 

Ganztagsschule zur Rege1' 
schule machen wollten, leh11 

die Bremer CDU ab' 
Schlechter Unterricht würde 

nichtdadurch besser, dassd'e 

Schüler sich zehn statt sed* 
Stunden in der Schule aU»' 
hielten. Leistungsvergleich 
unter den Bundeslände111 

seien dringlich. 
Bei dem Antrag zur Ge- 

sundheitspolitik    spräche11 

sich   die   Delegierten nii' 

großer Mehrheit für die SW 
kung der Eigenverant^o 
tung und den kostenbewu^' 
ten Umgang des Einzelne11 

aus mit dem Ziel, dass jede 

- unabhängig von seine 
Einkommen-bei Krankhe'1 

die optimale medizinisch 
Versorgung erhält. 

NlEDERSACHSEN 

Friedbert Pflügerführt niedersächsische Landesliste an 
Die niedersächsische CDU geht mit Friedbert Pflüger auf dem erste" 
Listenplatz in die Bundestagswahl. Auf Platz zwei und drei der Lan' 
desliste wählte der Parteitag in Hannover die Bundestagsabgeordneten 
Heinrich-Wilhelm Ronsöhr und die Internetsprecherin der CDU/CSU' 
Bundestagsfraktion Martina Krogmann. Auf dem gleichen Parteitag 
wurde die Landesliste für die Landtagswahl aufgestellt. Platz eins 
nimmt der Fraktionschef im niedersächsischen Landtag Christi'1" 
Wulffein. Auf die Plätze zwei und drei wurden Landtagsvizepräsiden 
Jürgen Gansäuer und Ursula von Leyen gewählt. 
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LANDESVERBäNDE' 

THÜRINGEN BERLIN 

U 

Lothar Späth ist 
Spitzenkandidat der 
Thüringischen CDU 

Auf der Landesver- 
treterversammlung 
in Erfurt wurde der 
Chef der Jenoptik 
AG, Lothar Späth, 
mit 96,5 Prozent der 
Stimmen auf Platz 
eins der Landesliste 
gewählt. 

Nach der Berufung 
Lothar Späths in das 

n'ons-Kompetenzteam Kanzlerkandi- 
da* Edmund Stoiber hatte der CDU-Lan- 
esvorstand  in Thüringen  seinen  ur- 

•Prünglichen Listenvorschlag geändert 
Ur,d den 64-jährigen Späth für Platz eins 
Vorgeschlagen. „Elf Jahre habe er sich 
?Ur Thüringer CDU bekannt, jetzt „tun 

lr gut daran, uns zu Lothar Späth zu be- 
nennen", betonte Bernhard Vogel. Der 

nüringer Ministerpräsident nannte die 
Scheidung Stoibers für Späth „einen 

8uien, einen cleveren und einen faszi- 
"lerenden   Vorschlag."   Der  Schwabe 

Path habe sein Meisterstück in Thürin- 
8en abgeliefert, sagte Vogel mit Blick 
Juf die Erfolge Späths an der Spitze von 
Jenoptik. 

Auf Piatz zwei der Landesliste wurde 
anfred Grund gewählt, der bei der 

undestagswahl 1998 den einzigen Di- 
rektwahlkreis für die CDU in Thüringen 
gönnen hatte. Auf Platz drei der Lan- 

s|iste   setzten   die   Delegierten   die 
nere Bundesfamilienministerin Clau- 

dlaNolte. 

Christoph Stölzl 
ist neuer Berliner 

Landeschef 
Christoph Stölzl ist 
neuer Landesvorsitz- 
ender der Berliner 
CDU. Der 58-Jährige 
wurde auf einem Par- 
teitag in der Haupt- 
stadt mit 93,4 Prozent 
der 352 Delegierten 
gewählt. 

Einen Gegenkandi- 
daten hatte der frühere 

Berliner Kultursenator und jetzige Vize- 
präsident des Abgeordnetenhauses nicht. 

Der promovierte Historiker forderte in 
seiner Parteitagsrede die Partei zur Ge- 
schlossenheit auf und rief die Basis dazu 
auf, sich an einer „Werkbank der Ideen" 
zu beteiligen. Die Situation dazu sei gün- 
stig. Die Sozialdemokraten haben sich 
„gefangen im Käfig der PDS" verab- 
schiedet aus dem geistigen Ringen um 
Berlin. Die CDU werde das Verstummen 
der SPD mit einer „Offensive der besten 
Köpfe des Landes" beantworten. „Berlin 
war immer mit sich im Reinen, wenn es 
vorbildlich war", sagte Stölzl und appel- 
lierte an „preußische Tugenden". Nach 
der Rede erhoben sich die Delegierten 
von ihren Plätzen und klatschten minu- 
tenlang Beifall. 

Derpolitische Seiteneinsteiger, der im 
April 2000 als Kultursenator in den Senat 
berufen wurde, tritt die Nachfolge von 
Eberhard Diepgen an, der im Februar 
nach 18 Jahren Amtszeit seinen Rücktritt 
erklärt hatte. 
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MICHAEL  RUTZ,   CHEFREDAKTEUR   DES   RHEINISCHEN   MERKUR 

Herren der Unmoral 
Ein Vergleich zwischen 
den Affären der CDU und 
der SPD wirft die Frage 
auf: Muss Generalsekre- 
tär Müntefering zurück- 
treten? 

Handfeste Politskandale 
wie jener Spenden- und Kor- 
ruptionsskandal, der sich 
zurzeit bei der SPD abspielt, 
rufen immer sogleich die 
Ästheten auf den Plan: Wie 
abscheulich, skandieren sie, 
die Republik ist weit herun- 
tergekommen, das politi- 
sche Personal moralisch 
verrottet. 

Förderung des 
Unpolitischen 

Nichts davon ist in die- 
sem aktuellen SPD-Skandal 
falsch. Und doch entlarven 
sich die Rigorosesten der 
Sittenrichter meist als Zeit- 
genossen, denen die Politik 
in Wirklichkeit weidlich 
egal ist - „mit solchen Nie- 
derungen haben wir Ästhe- 
ten nichts gemein, und wie 
gut tun wir daran, uns auch 
künftig abstinent zu halten!" 

Skandale dieser Art tra- 
gen somit in sich die beson- 
dere Gefahr, das Unpoliti- 
sche in der Republik zu för- 
dern. Und der ganze politi- 

sche Ästhetizismus legt am 
Ende, indem er politischen 
Karrieren den Stempel des 
Anrüchigen aufdrückt, neue 
Grundlagen für jene Pro- 
bleme, die er zu bekämpfen 
hofft. Aber selbst die Politi- 
schen im Lande, die die 
handfeste und gelegentlich 
verbal grobe Auseinander- 
setzung als Aufmerksam- 
keit heischendes Mittel ei- 
ner streitbaren Demokratie 
durchaus schätzen, können 
derzeit nicht kalt bleiben bei 
der Frage nach dem politi- 
schen Stil. 

Sie betrifft nicht so sehr 
die Existenz von Skanda- 
len selbst. Davon hat es in 
der politischen Geschichte 
Hunderte und Tausende ge- 
geben, überall, auch hierzu- 
lande. Immer wieder spielt 
die „natura corrupta" hinein, 
von der Peter Glotz an die- 
ser Stelle kürzlich schrieb - 
der eben unzulängliche 
Mensch, gefangen zwischen 

seinem vielleicht willigen 

Geist und dem schwachen 
Fleisch. Millionen von E 
Mark haben sie eingesackt- 
die Korrupten der Bundes^' 
publik in der Geschichte de' 
Nachkriegszeit, ellenlange 

Listen von Schuldigen und 
Beschuldigten auch in der 

Politik. 

SPD: Politisch 
ethischer Fehlgriff 

ersten Ranges 

Derlei kommt also vtf- 
Das aber, was die SPD und 

insonderheit ihr Generals6' 
kretär Müntefering gegen' 
wältig aufführen, ist ein p0"' 
tisch-ethischer Fehlgriff &*' 
ten Ranges. Über Monate 

hinweg, ja über Jahre, ist U> 
SPD mit massiver Medie"' 
Unterstützung über die Un'° 
hergefallen: Von Korrupt«011 

und gekaufter Politik war d'e 

Rede, von absichtsvoll vef' 
nichteten Aktenbergen, v° 
einer Spendenpraxis, übßf 

die   jeder   Sozialdemo 
moralisch erhaben sei, 
einer   CDU/CSU,   die in1 

Einzelnen vermutlich "^ 
stechlich und im Allge"1^ 
nen politisch verant^0. 
tungslos sei, ein Nation öjj 
Demokratie    gefährden^ 
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Verhalten, ein abgrundtiefer 
Staatsskandal. Die Medien 
Wurden zur Meute, haben Po- 
llliker zur Strecke gebracht, 
drunter aus (vergleichs- 
weise zu Münteferings Ver- 
halten heute) nichtigem An- 
lass den damaligen CDU- 
Chef Wolfgang Schäuble. 

Käufliche SPD-Politik 

Als wahr stellt sich - am 
^de eines langen Partei- 
sPenden-Untersuchungs- 

Usschusses - nun, erstens, 
heraus:   Helmut  Kohl  hat 
^ar gegen das Parteienge- 
^ verstoßen, dabei aber 
Ur sich keinerlei finanziel- 
en Vorteil erzielt und zur 
•nderung des seiner Partei 
ntstandenen Schadens sein 
nvatvermögen eingesetzt. 

Reitens: Politik war weder 
ei Helmut Kohl selbst noch 

'n Helmut Kohls CDU käuf- 
£ch-   Drittens:   Viele   der 

anzleramtsakten, einst als 
Richtet gemeldet, tauch- 
en zwischenzeitlich Stück 
111 Stück wieder auf. 

Wahr ist hingegen auch: 
K°rrupte Politiker gab es 
^henweise in der nord- 

^ein-westfälischen SPD. 
pWeitens: Dort konnte man 
p0lit'k   kaufen.   Drittens: 

ranz Müntefering hat vor 
111   Parteispenden-Unter- 

, chungsausschuss     nicht 
le Wahrheit gesagt. 

Müntefering vor Unter- 
suchungsausschuss 

Warum? Da gibt die 
NRW-SPD bei einem Wirt- 
schaftsprüfer Aufklärung in 
Auftrag darüber, wer in der 
Partei möglicherweise fin- 
gierte Spendenquittungen 
angenommen (und folglich 
einen persönlichen Steuer- 
vorteil daraus gezogen) 
habe. Der Wirtschaftsprüfer 
liefert die - dringlich erwar- 
tete-Liste am 14. März die- 
ses Jahres in der SPD-Zen- 
trale ab, und alle wissen da- 
von. Dennoch behauptet 
Müntefering am 21.März 
vor dem Untersuchungsaus- 
schuss: „Diese Liste kenne 
ich nicht. Ich kenne auch 
niemanden, der die Liste 
kennt." 

Da das offenkundig 
falsch ist, denn Müntefering 
kennt sowohl seinen Büro- 
leiter als auch die SPD- 
Schatzmeisterin Wettig-Da- 
nielmeier, die die Liste in 
Händen hatten (und hat wohl 
auch selbst auf die Liste ge- 
blickt), setzt anschließend 
Rabulistikein: Zwarhabeer, 
wird er später im Deutsch- 
landfunk sagen, vom Vor- 
handensein der Liste „ge- 
wusst", sie aber „nicht ge- 
kannt". Und weil man diese 
Liste ja noch nicht mit allen 
möglichen anderen Listen 
endgültig verglichen habe, 

habe Müntefering, sagt die 
SPD-Schatzmeisterin, „kor- 
rekt im Ausschuss erklärt, 
dass eine abgesicherte Spen- 
derliste noch nicht vor- 
liege". So aber lautet Mün- 
teferings Einlassung, oben 
zitiert, nicht. 

SPD verkauft Öffent- 
lichkeit für dumm 

Da will einer die politi- 
sche Öffentlichkeit für 
dumm verkaufen. Wolfgang 
Schäuble ist zurückgetreten, 
weil er sich, nicht einmal ab- 
sichtsvoll, in seinen Termin- 
kalendern geirrt hatte. Mün- 
tefering ist noch im Amt. 
Wenn es noch substanziel- 
len politischen Anstand bei 
der SPD gibt und den Wil- 
len, in der Politik gleiche 
Maßstäbe gelten zu lassen 
für politische Verantwort- 
lichkeiten, wenn noch Re- 
spekt vorhanden ist vor den 
Institutionen, müsste er so- 
fort seinen Hut nehmen. 
Stattdessen schießt sich die 
SPD-Spitze (weil der Kanz- 
ler unberührt bleiben will 
und mithin Müntefering 
nicht beschädigt werden 
darf, da also nicht sein kann, 
was nicht sein darf) auf die 
„Ungeschicklichkeiten" 
von Frau Wettig-Daniel- 
meier ein. Die hatte nichts 
als die Wahrheit gesagt. Ist 
es schon so weit, dass man 
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bei der SPD dafür politisch 
abgestraft wird? 

SPD von mora- 
lischer Überheblich- 

keit eingeholt 

Es ließe sich einwenden: 
Ist es in der Sache erheblich, 
ob Franz Müntefering die 
Liste am 14. oder am 21. 
März gekannt hat? Die Ant- 
wort: in der Sache-nein, das. 
ist ebenso unerheblich wie 
Schäubles seinerzeitiger 
Rücktrittsgrund. Aber Mün- 
tefering wird jetzt von seiner 

eigenen moralischen Über- 
heblichkeit eingeholt, die er 
in der Attitüde des Anklä- 
gers gegen die CDU an den 
Tag gelegt hat, gemeinsam 
mit Leuten wie dem Aus- 
schussvorsitzenden Neu- 
mann oder dem grünen Ab- 
geordneten Ströbele - sie 
alle konnten ihre auf allen 
Medienkanälen gezeigte öf- 
fentliche Entrüstung gar 
nicht umfangreich genug 
inszenieren, als die CDU ge- 
ringer strauchelte. Sie haben 
in diesem Fall die ganze Mo- 
ral für sich beansprucht und 
dem politischen Gegenüber 

nur die Unmoral gelassen- 
Das rächt sich jetzt. 

Die Lehre: gemeinsam 
nachzudenken über Ethik m 
der „Politik als Beruf, über 
gemeinsame Maßstäbe für 

persönliche und die abgele'' 
tete politische Verantwor- 
tung, über die Grenzen der 
persönlichen Schmähung- 
Wenn der nächste Bundes- 
tag mit einer solchen De- 
batte, vor noch reinem 
Tisch, seine neue Legist' 
turperiode begänne: Däs 

wäre nicht der schlechteste 
Anfang. (Rheinischer Me1' 
kurNr.16,18. April)      ^ 

ANGELA   MERKEL 

Steuerreform - Vorraussetzung für Wirtschaftswachstum 
Hauptta- 

gesordnungs- 
punkt auf der 
diesjährigen 
Konferenz der 
CDU/CSU- 

Fraktionsvorsitzenden war 
die Diskussion um das Re- 
gierungsprogramm   2002- 
2006, das unter der Leitung 
von CDU-Generalssekretär 
Laurenz Meyer und CSU- 
Landesgruppenchef       im 
Deutschen Bundestag Mi- 
chael Glos erstellt und der 
Öffentlichkeit   am   6.Mai 
vorgestellt wurde. Es habe 
eine breite Zustimmung für 
das erarbeitete Programm 
gegeben, stellte CDU-Par- 

teivorsitzende Angela Mer- 
kel am Ende der zweitägi- 
gen Sitzung zufrieden fest. 

In Anbetracht weiterhin 
anhaltender schlechter Ar- 
beitsmarktdaten standen 
wirtschafts- und arbeits- 
marktpolitische Fragen im 
Mittelpunkt der Gespräche. 
Ziel sei es, schon 2003 das 
wirtschaftliche Wachstum 
in Gang zu bringen und eine 
positive Wende auf dem Ar- 
beitsmarkt mit mehr Be- 
schäftigung einzuleiten. 
Danach solle es eine Steuer- 
reform mit einfacheren und 
effizienteren Regeln sowie 
mit einem Eingangssteuer- 
satz von 15 Prozent und ei- 

nem Spitzensatz von unter 
40 Prozent geben. Bisher 
seien in Deutschland 2,3 bis 
2,6 Prozent Wirtschafts- 
wachstum im Jahr nötig, be- 
vor überhaupt ein Unter- 
nehmeranfange, neue Leute 
einzustellen. „Ich möchte 
zu einem Punkt kommen- 
bei dem bereits bei 1,5 Pr°' 
zent wie in anderen europäi- 
schen Ländern neue Af" 
beitsplätze entstehen", sag' 
te Merkel: „Das schaffen 
wir nur, indem wir Einstel' 
lungshindernisse und Büro- 
kratie zurückdrängen unö 

damit den Unternehmern- 
insbesondere dem Mitte'' 
stand, Mut machen." 
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WA H LKAMPF-INTERVIEW ' 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

Einseitigkeit würde dem DGB schaden 
DIE WELT: Die SPD no- 
miniert am Sonntag den Spit- 
2enkandidaten für die Bun- 
destagswahl. Gerhard Schrö- 
er steht  im  persönlichen 

^gleich mit Edmund Stoi- 
ber gut da. Wie reagieren Sie 
darauf? 

^aurenz  Meyer:   In  den 
^°mpetenzwerten liegt Stoi- 
er eindeutig vorne. Und im 

übrigen, eine SPD, die pro- 
*rammatisch weit gehend 
nikernt ist, mag sich zwar 
m die Sympathiewerte des 
anzlers scharen. Aber die 

fahler erwarten mehr als 
ersonality. Angesichts der 
ürftigkeit der SPD-Inhalte 
•chen die Sympathiewerte 

^r den Kanzler nicht aus. 
°ie SPD-Basis lässt sich da- 

11 nämlich nicht motivie- 
ren; und weil Schröder das 

e'"> gefällt er sich in plum- 
^ Angriffen auf den poli- 
1Schen Gegner. Die SPD hat 

§en Stoibervon Beginn an 
, ll Verleumdungen gear- 

. tet und versucht, ihn in 
*,ne rechte Ecke zu stellen. 
,Udem behauptet die SPD, 

alt 
Jnion wolle das Renten- 

^ er erhöhen und den Kün- 

ö'§ungsschutz    abschaffen. 
D'

ldes ist gelogen. 
«fc WELT: Die Verortung 
°'t>ers als „rechts" scheint 

Unktionieren. Laut Forsa 

stufen 63 % Schröder, aber 
nur 44 % Stoiber in der poli- 
tischen Mitte ein. 
Meyer: Umfragen von Forsa 
nehme ich nicht ernst. Forsa 
ist auf Grund ihrer Nähe zur 
SPD eher ein SPD-Wahl- 
kampfinstrument als ein 
Meinungsforschungsinstitut. 
Unstrittig ist, dass die Men- 
schen sehen, dass die Union 
für Leistung und Sicherheit 
stehen. Sonst würden wir 
nicht in allen Umfragen so 
deutlich vorne liegen. 
DIE WELT: 1998 haben 
sich die Gewerkschaften für 
die SPD ins Zeug geworfen. 
Wiederholt sich das? 
Meyer: Wir sind es, die eine 
breite Arbeitnehmerschaft 
mitnehmen wollen auf dem 
Weg zu mehr Arbeitsplät- 
zen und mehr Wirtschafts- 
wachstum. Darum wären 
die Gewerkschaften schlecht 
beraten, sich erneut einseitig 
auf die Seite von Rot-Grün 
zu schlagen. 
DIE WELT: Klingt, als hät- 
ten Sie Angst vordem DGB. 
Meyer: Der DGB muss doch 
auch über den 22. September 
hinaus gesprächsfähig blei- 
ben. Sollte er erneut eine 
solch einseitige Positionie- 
rung wie 1998 wagen, wäre 
die Gefahr für dessen Glaub- 
würdigkeit größer als die 

Auswirkungen für die 
Union. Immerhin sagen über 
80 % der Deutschen, dass die 
soziale Kluft unter Schröder 
gröüer geworden ist. 
DIE WELT: Die Kampa 
wird Sie nicht um Tipps bit- 
ten, aber wir können das ja 
tun: Was würden Sie in der 
SPD-Strategie ändern? 
Meyer: Mir scheint die 
Kampa auf dem Stand von 
1998 stehen geblieben zu 
sein. Ich möchte in der Haut 
des Kollegen Franz Münte- 
fering nicht stecken. Er ver- 
sucht, eine Partei zu verkau- 
fen, die keine Ideen und 
keine Angebote hat. Und 
jetzt schaltet die SPD Anzei- 
gen unter dem Slogan „Wir 
tun was für Deutschland". 
Erneut werden hier zehn 
Versprechen formuliert: für 
mehr Beschäftigung, mehr 
Aufbau Ost, mehr Steuer- 
senkungen und so weiter. 
Wenn wir uns erinnern, was 
aus den Versprechungen des 
Jahres 1998 geworden ist, 
insbesondere der angekün- 
digten Senkung der Arbeits- 
losigkeit auf unter 3,5 Mil- 
lionen, dann wundere ich 
mich über eine solche Kom- 
bination von Einfallslosig- 
keit und Plattheit. 
Aus: DIE WELT vom 31. 
Mai (gekürzte Fassung) 
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ANNETTE   W I D M A N N - M A U Z :: 

Eigentor für Künast 
Zu dem Skandal 
um das Unkraut- 
vernichtungsmit- 
tel Nitrofen in Ge- 
flügelprodukten 
aus    Öko-Land- 
bau   erklärt   die 
Verbraucher- 
schutzbeauftragte      der 
CDU/CSU-Bundestag- 
sfraktion: 

Der Bumerang kommt 
zurück. Nachdem Ver- 
braucherschutzministerin 
Künast monatelang die 
konventionelle Methode 
der Lebensmittelerzeu- 
gung schlechtgemacht 
und den Ökolandbau mit 
aller Macht voranzutrei- 
ben versucht hat, muss sie 
nun eingestehen: Auch der 
Ökolandbau ist kein Ga- 
rant für sichere Lebens- 
mittel, und sie selbst keine 
Garantin für Vorsorge in 
Sachen Futtermittel- und 
Lebensmittelkontrolle. 

Das Bundesministe- 
rium für Verbraucher- 
schutz, Ernährung und 
Landwirtschaft (BM- 
VEL) hat seine Koordinie- 
rungsfunktion wieder 
nicht erfüllt, das angebli- 
che Schnellwarnsystem 
von Frau Künast wieder 
versagt. Denn nicht ein- 

mal in ihrem ori- 
ginären    Verant- 
wortungsbereich 
der zu ihrem Ge- 
schäftsbereich 
gehörigen     For- 
schungseinrich- 
tungen klappt der 

Informationsfluss. 
Es ist ungeheuerlich, 

dass das BM VEL erst Ende 
Mai von den Vorgängen er- 
fahren hat und reagiert. 
Denn die Bundesanstalt für 
Fleischforschung, die dem 
BMVEL nachgeordnet ist, 
hat schon im März die Nitr- 
ofen-Rückstände in 
Fleisch- und Futterproben 
bestätigt. Auch wenn dies 
damals für einen Einzelfall 
gehalten wurde, hätte dies 
dem BMVEL mitgeteilt 
werden müssen, damit es 
die anderen Bundesländer 
über diesen Sachverhalt 
hätte informieren und zu 
weiteren Kontrollen auf- 
fordern können. 

Noch immer nimmt 
Frau Künast den vorsor- 
genden gesundheitlichen 
Verbraucherschutz nicht 
ernst. Aber die Luft wird 
dünn, denn auch mit ideo- 
logischen Anpreisungen 
kann Künast Menschen 
nun nicht mehr gewinnen. 

KARL-JOSEF LAUMANN: 

Riester 
entäuscht 

das Volk 
Erklärung des sozialpolit'' 
sehen Sprechers der CD^' 
CSU-Bundestagsfraktion 

zu den Äußerungen <W 
Bundesarbeitsministers 

Walter Riester in der Süd' 
deutschen Zeitung vom 2> 
Mai, der Kanzlerkandidat 
der Union, Edmund Sto'' 
ber wolle Rente erst mit % 
und zudem eine erhebl"' 
cheRentenkürzung: 

Richtig ist, dass die 
Union die Staatsquote au' 
unter 40% senken will. DieS 

ist auch möglich und not' 
wendig, um die Handlungs' 
Spielräume von Arbeitge' 
bern und Beschäftigten zu 

stärken. So zeigen die Erf an 
rungen der un ionsgeführte 
Bundesregierung in den Ja"1' 
ren 1982 bis 1989, dass ein« 

Senkung der Staatsquote 

möglich ist, ohne dass das 

vom Bundesarbeitsministe 

prognostizierte Schreckge' 
spenst einer Kürzung de- 
Rente eintritt. 

Im GegenteikVon l982 

bis 1989 sank die Staa^- 
quote in Deutschland v°° 
über 50% auf 45,3%- ^ 
gleichen Zeitraum stieg d^ 
Nettorentenniveau von 6"; 
%  auf 70,7   %   und d»e 
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tatsächliche durchschnittli- 
che Altersrente von DM 
1352,- 1982 auf DM 1667,- 
l989. Fakt ist also: Trotz der 
Senkung der Staatsquote 
Slnd die Renten gestiegen 
Und das Rentenniveau hat 
sich erhöht. 

Unseriöse Zahlen- 
beispiele bei der SPD 

Die Zahlenspiele Riesters 
herstellen, dass auch künf- 
tig kein strukturelles Wachs- 
tUrn möglich ist und die Ar- 
^itslosenzahl auf dem von 
^ot-Grün erreichten Level 
'eibt. Wenn man also wei- 

thin so erfolglos Politik be- 
gebe, wie dies die derzeitige 

undesregierung  tut, dann 
JÖnnte tatsächlich eine Sen- 
Kung der Staatsquote nurmit- 
e's  Einsparungen  erreicht 
erden. Das Regierungspro- 

§rarnm von CDU und CSU 
^cht aber deutlich, dass und 

16 Arbeitsplätze geschaffen 
nd Wachstum erzielt wer- 

denkann: 
*Eine   Steuerreform,   die 

diesen Namen verdient, 
* eine Mittelstandspolitik, 

die den kleinen und mittle- 
ren Unternehmen die glei- 
chen Vorteile verschafft 
wje sie den Großunterneh- 
men von Rot-Grün ge- 
währt wurden 
eine Arbeitsmarktpolitik, 
die  Anreize   für  Arbeit 

wm 
im ersten Arbeitsmarkt- 
schafft, statt nur Warte- 
schleifen bei der Bundes- 
anstalt für Arbeit zu finan- 
zieren,   wird   die   Union 
Wachstum und Beschäf- 
tigung kreieren. 
Wirtschaftliches Wachs- 

tum bedeutet aber, dass die 
Ausgaben für Soziales  in 
Prozent vom Bruttoinlands- 
produkt sinken, ohne dass 
Kürzungen und Einschnitte 
vonnöten sind. 1 % Wachs- 
tum bedeuten 5 Mrd. Eu- 
ro   Mehreinnahmen,   und 
100.000 Arbeitslose weni- 
ger bedeuten 1,2 Mrd. Euro 
weniger Ausgaben. Hieraus 
finanziert sich die Absen- 
kung der Staatsquote, nicht 
aus   Einschnitten   bei   den 
sozialen   Leistungen.   Rot- 
Grüne Politik bedeuten da- 
gegen 4 Millionen Arbeits- 
lose und Steuerausfälle in 
zweistelliger   Milliarden- 
höhe. 

Dies weiß natürlich auch 
der Bundesarbeitsminister. 
Er versucht trotzdem wider 
besseres Wissen, durch 
falsche Behauptungen das 
Regierungsprogramm   von 

CDU und CSU zu diskredi- 
tieren. Dies zeigt, dass die 
Bundesregierung keine ei- 
genen Erfolge ihrer Re- 
gierungspolitik vorweisen 
kann und statt dessen bei un- 
seriösen Zahlenspielen Zu- 
flucht sucht. Dieser Versuch 
muss in Anbetracht der Fak- 
ten scheitern. 

Dreister Vorwurf 

Eine Frechheit ist es aber, 
wenn der Bundesarbeitsmi- 
nister der Union Pläne zur 
Kürzung des Arbeitslosen- 
geldes unterstellen will. Im 
Regierungsprogramm ist 
dazu nichts zu finden. Viel- 
mehr hat sich der Kanzler- 
kandidat der Union aus- 
drücklich gegen die Pläne 
des Vorsitzenden der Bun- 
desanstalt für Arbeit, Ger- 
ster, ausgesprochen, die Be- 
zugsdauer des Arbeitslosen- 
geldes für ältere Arbeitslose 
zu verkürzen. Wenn gleich- 
zeitig in der BILD-Zeitung 
Pläne seines Kabinettskolle- 
gen Eichel hinsichtlich Kür- 
zungen bei der Arbeitslo- 
senhilfe bekannt werden, 
kann der Vorwurf des Bun- 
desarbeitsministers nur als 
dreist bezeichnet werden. 

OITH/J 
Weitere Informationen 
unter: www.cducsu.de 
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Scharping 
leidet unter 

Realitätsverlust 

MATTHIAS   WISSMANN 

Wirtschaftspolitik braucht 
Markt und Wettbewerb 

Zur Einschätzung des Bun- 
desverteidigungsministers, 
die Bundeswehrreform sei 
eine Erfolgsgeschichte, er- 
klärt der verteidigungspo- 
litische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Paul Breuer, sowie der si- 
cherheitspolitische Spre- 
cher der CSU-Landes- 
gruppe im Deutschen Bun- 
destag, Christian Schmidt: 

Scharpings Ausführun- 
gen, die Bundeswehrreform 
sei eine Erfolgsgeschichte, 
sind unglaublich: Der Bun- 
desverteidigungsminister 
leidet unter Realitätsverlust. 

Fakt ist: Die Bundes- 
wehrreform ist kläglich ge- 
scheitert. Die großspurigen 
Ankündigungen Scharpings 
haben sich in Luft aufgelöst. 
Die Truppe muss die ver- 
hängnisvollen Fehler des 
Ministers ausbaden. 

Am Beispiel der Privati- 
sierungsvorhaben zeigt sich, 
dass Scharping nur noch 
nach dem Prinzip Hoffnung 
verfährt. Die Liegenschafts- 
verkäufe sollten den Wehre- 
tat um 127 Millionen Euro 
verstärken. Das klägliche Er- 
gebnis: 20 Millionen Euro. 
Die Verantwortung dafür 
versucht Scharping nun den 
Kommunen in die Schuhe zu 

Anlässlich      der 
Veröffentlichung 
der      „Initiative 
für Deutschland" 
der 25 deutschen 
Top-Manager, 
erklärt der wirt- 
schaftspolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Die führenden Köpfe 
der deutschen Wirtschaft 
haben der rot-grünen Bun- 
desregierung ins Stamm- 
buch geschrieben, dass 
ohne ein klares Bekenntnis 
zur Sozialen Marktwirt- 
schaft die großen Heraus- 
forderungen für mehr 
Wachstum und Beschäfti- 
gung nicht zu meistern 
sind. 

Die Bilanz nach vier 
Jahren Rot-Grün heißt lei- 
der, dass keines der großen 
Themen wie etwa Arbeits- 
plätze, Bildung, Schule, 
Gesundheitswesen oder 
Renten von der rot-grünen 
Bundesregierung  erkenn- 

schieben. Das ist unerträg- 
lich. Er allein ist Rechen- 
schaft schuldig. 

Der Bundeswehr fehlt in- 
dessen das Geld für Investi- 

bar gelöst wurde. 
Wesentlicher 

Bestandteil      der 
Sozialen    Markt- 
wirtschaft ist der 
Wettbewerb. 
Ohne einen fairen 
Wettbewerb    um 

die besten Ideen und die be- 
sten Köpfe werden die be- 
sten   Antworten   auf  die 
drängenden Fragen  nicht 
zu finden sein. 

Die Union hat mit der 
Vorlage ihres Regierungs- 
programms eine klare ord- 
nungspolitische Richtung 
vorgegeben. Die Qualität 
einermutigen Wirtschafts-- 
Finanz- und Steuerpolitik 
darf nicht allein an kon- 
junkturellen Momentauf- 
nahmen und aktuellen 
Steuerschätzungen hän- 
gen. Sie zeichnet sich ge' 
rade dadurch aus, dass sic 
unabhängig von Wachs- 
tumsschwankungen in 

ihren Kernaussagen richtig 
und verlässlich bleibt. 

tionen  in die Modernist' 
rung der Ausrüstung. St* 
dessen heißt es in der Ru' 
stungspolitik:   Schiebe^ 
strecken, streichen.        *^ 
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&ODEN GUT gemacht hat 
bei den Führungskräften der 
Putschen Wirtschaft im 
Duell der Kanzlerkandida- 
,en Edmund Stoiber: 69 Pro- 
2ent der Top-Manager wür- 
den heute den CSU-Vorsit- 
?enden und bayerischen Mi- 
nisterpräsidenten nach der 
Bundestagswahl lieber als 
Bundeskanzler sehen. 17 
Dozent ziehen Amtsinhaber 
Schröder vor. Das ergab der 
^andelsblatt Business Mo- 
n'tor, eine vom Psephos-In- 
st'tut erhobene Repräsenta- 
tlvumfrage im Mai. 

^EN WECHSEL in Meck- 
enburg-Vorpommern wol- 
en nach der jüngsten Emnid- 
jjmfrage 58 Prozent der 
Wahlberechtigten im Land. 
^"41 Prozent liegt die CDU 
v°r der SPD, die 30 Prozent 
galten würde. Die PDS er- 
h>elte 19 Prozent. Die FDP 
^ürde die Fünf-Prozent- 
^Urde nicht überspringen. 

HAMBURG will als ers- 
es Bundesland flächen- 
eckend überprüfen, wie- 
gle Sozialhilfeempfänger 

e'n Auto haben. Anika Wi- 
nert. Sprecherin der Sozial- 
ehörde: „Nach dem Sozial- 
l|fegesetz gehört zum not- 
endigen Lebensunterhalt 

•cht der Besitz eines Pkw." 
Usnahmen: Behinderte und 

gutter mit kleinen Kindern. 
er zu Unrecht ein Auto 

habe, müsse das Fahrzeug 
verkaufen und Sozialhilfe 
zurückzahlen. 

WERBUNG wird von 
deutschen Konsumenten 
immer kritischer wahrge- 
nommen. Wie das aktuelle 
„Kommunikationsbarome- 
ter" der Fachzeitschrift „Ho- 
rizont" zeigt, assoziieren 73 
Prozent der Verbraucher mit 
Werbung negative Eigen- 
schaften. Im Vorjahr waren 
es 68 Prozent. 81 Prozent 
vertreten indessen die Mei- 
nung, dass Werbebotschaf- 
ten zum modernen Leben 
dazugehören. 

BARGELDLOS kaufen 
wird in Deutschland immer 
beliebter. Wie der Haupt- 
verband des Deutschen Ein- 
zelhandels mitteilt, wurde 
im vergangenen Jahr ein 
Viertel aller Käufe „per 
Karte" erledigt. Der Renner 
unter den Kartenzahlungen 
mit 58 Prozent: EC-Last- 
schriftverfahren - ec-Karte 
plus Unterschrift. Der An- 
teil handelseigener Kunden- 
karten stagnierte bei 1,4 Pro- 
zent. 

JEDER DRITTE Deut 
sehe hat noch nie in seinem 
Leben an einem Erste-Hilfe- 
Kurs teilgenommen. Das hat 
eine Studie der Universität 
Würzburg ergeben. Bei den 
anderen zwei Dritteln liegt 

KURZ   &   BüNDIG' 

der Kurs oft mehr als 15 
Jahre zurück. Unfallmedizi- 
ner Professor Peter Sefrin: 
„Jedes Jahr sterben rund 800 
Menschen im Straßenver- 
kehr, weil ihnen nicht recht- 
zeitig geholfen wurde, ob- 
wohl potenzielle Helfer vor 
Ort waren." 

KEINE KONJUNKTUR- 
belebung sieht das deutsche 
Handwerk. Man rechne mit 
einem stärkeren Arbeits- 
platzabbau als erwartet, da 
sich der Abschwung sich 
im ersten Quartal „auf brei- 
ter Front verstärkt habe, 
heißt es in dem aktuellsten 
Konjunkturbericht des Zen- 
tralverbands des Deutschen 
Handwerks (ZDH). Sowohl 
in West- als auch in Ost- 
deutschland seien die Ge- 
schäftslagebeurteilungen 
der Betriebe im ersten 
Quartal auf den tiefsten 
Stand seit Aufnahme der 
bundesweiten Konjunktur- 
berichterstattung im Jahr 
1992 gefallen. ZDH-Gene- 
ralsekretär Hanns-Eberhard 
Schleyer sagte, dieses Jahr 
rechne das Handwerk „al- 
lenfalls mit einer schwar- 
zen Null" beim Bran- 
chenwachstum. Man müsse 
schon äußerst zuversicht- 
lich sein, um überhaupt an 
ein Erreichen dieses in der 
vorausgegangenen Pro- 
gnose genannten Ziels zu 
glauben. UD 
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1 WAHLKAMPF 

INTERNET 

Kostenlose Homepage für 
alle Verbände 

Die CDU hat auch online 
die Nase vorn. Damit dies 
auch im anstehenden 
Wahlkampf so bleibt, gibt 
es die Möglichkeit einer 
kostenlosen Homepage für 
alle Verbände. Für die Zeit 
bis zum 22. September 
stellt die Bundesgeschäfts- 
stelle in Kooperation mit 
der INTECH Media AG 
jedem CDU-Verband eine 
kostenlose Homepage zur 
Verfügung. 

Die Seiten basieren auf 
einem einfachen Redakti- 
onssystem, das eine Pflege 
auch ohne Programmier- 
kenntnisse möglich macht. 
Um Ihrem Verband den Ein- 
stieg ins Internet zu erleich- 
tern, gibt es für die kom- 
menden vier Monate dieses 
kostenlose Angebot. Schon 
heute nutzen mehr als 300 
Verbände und Kandidaten 
der CDU dieses System 
langfristig. 

Der große Erfolg des Sy- 
stems - bei der SPD beteili- 
gen sich bisher lediglich 4/ 
(!) Verbände am zentralen 
Angebot der Bundespartei - 
ist sicherlich mit den um- 
fangreicheren Möglichkei- 
ten des von der INTECH 
Media AG programmierten 
Systems zu erklären. Hier 

werden die Verbände nid11 

in feste Strukturen gepresst, 
sondern können ihre Auf- 
tritte individuell den Gege' 

ßatei    ßeaibeiten    Ansicht    Favonten    Ejslia»    2 

§    m    d 
Atoechen  Aktuafaieien    Startseite 

A4e»«e |g] http://ww(.bad-jchoenbom.cdu.de/ 

sl 

& CDU 
(9 Ctwlndwjt       J 

(9 Ofch»ft»r»t      ) 

{9 T«rmtn« D 
(9 Ctn^ndfxMtlk ) 

(fr OrtapfW / JU   ) 

(»Uni«. 3 
(9 L«ndMpolWt.       ) 

(9 Bund—poBttfc      ) 

g] Fertig 

CDU Bad Schönborn online 

Herzlich willkommen 

Hier wollen wir Ihnen unsere Gemeinde- und 
Ortschaftsrate, unsere Arbeit, Aktionen und 
Ziele vorstellen. 

Mit unserem Angebot informieren wir Sie über 
die politischen Themen, die die Menschen in 
Bad Schönbom und Umgebung bewegen. 

Fragen Sie uns, sagen Sie uns Ihre Meinung! Auch wenn Sie unseren Rat und 
unsere Hilfe brauchen, sind wir gerne für Sie da. Denn wir interessieren uns für 
Sie, für Ihre Meinung zur Ortspolitik und wir sind dankbar für Ihre Anregungen. 

CDUe Die Baden-Württemberg-Partei 

~ |a) Internst 

«start) y&e^K&mzi jPojt... I Ne<Ware...| ^jWG: ...| _j|S:\U...| gJMiet... ||e]CD...       4 IgW'S 1J 
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benheiten vor Ort anpassen. 
Urri dennoch ein einheitli- 
ches Design zu fördern, bie- 
te1 die CDU acht verschie- 
be Muster-Layouts an, die 
v°n den Verbänden mit ei- 
•tem Mausklick übernom- 
men werden können. 

Das Wichtigste: Sie 
^nötigen bei dem Angebot 
v°n INTECH keinerlei Pro- 
p^mmierkenntnisse,      um 
nre Homepage einzurich- 

ten und zu pflegen. PC- 
^riJndkenntnisse sind völlig 
^reichend. Die Seitenan- 
*ahl bestimmen Sie selbst. 
^aupt- und Unterseiten zu- 
arnrnengenommen     kann 
^e Homepage dabei bis zu 

Webseiten   umfassen. 
ede Seite kann mit beliebig 

vielen Texten und Bildern 
§efüllt werden. Sie haben 

s° genug Raum, um Ihren 
erband      öffentlichkeits- 
lrksam zu präsentieren. 
Ausführliche Besucher- 

Slatistiken geben Ihnen Auf- 
guss über den Erfolg Ihrer 
^omepage und Ihre E-Mail- 
Presse macht Sie jederzeit 
online erreichbar. Mit der in 

e Homepage integrierten 
er>enmail-Funktion kön- 

».n Sie außerdem auf 
J unsch Hunderte von Emp- 
angern    gleichzeitig    an- 
chreiben. 

^ach dem Wahltag kön- 
v
en Sie das System selbst- 

^ständlich weiter nutzen. 
Ur alle Verbände, auch für 

WAHLKAMPF 

Aktuelle Inhalte automatisch • Wichtig: Einen 
besonderen Service bietet das System noch nebenher. 
So werden auf zwei Seiten Ihres Angebotes stets auto- 
matisch aktuelle Inhalte eingepflegt, ohne dass Sie sich 
darum kümmern müssen. Ihr Landesverband und der 
Bundesverband pflegen jeweils eine Seite zentral in das 
System ein und sorgen so für stets aktuelle Inhalte auf 
Ihrer Verbandsseite. Auch dann, wenn Sie mal keine 
Zeit haben. 

die mit bereits laufenden 
Verträgen, fallen dann le- 
diglich Kosten von 99 Euro 
(incl. Mwst.) pro Jahr an. 

Da gibt es nun wirklich 
keine Ausrede mehr, warum 
Ihr Verband nicht online ge- 
hen sollte. Wir erklären Ih- 

nen telefonisch gerne die 
Details und sagen Ihnen, wie 
Sie im Netz sofort anfangen 
können. 
• Rufen Sie uns an: 

Percy Ott, 030 - 220 70 
494 oder Stefan Scholz, 
030-22070373. 

Referenzen • Über 300 CDU-Verbände und Kandi- 
daten nutzen das System der INTECH Media AG bereits 
seit Monaten. Dass sich damit hervorragende Internet- 
seiten gestalten lassen, sehen Sie unter anderem hier: 
• CDU Lahn-Dill Kreis: 

http://www.lahndill.cdu.de 
• CDU Bad Schönborn: 

http://www.badschoenborn.cdu.de 
• CDU Stadtverband Coesfeld: 

http://www.cdu-coesfeld.de 
• CDU Ortsverband Zornheim: 

http://www.zornheim.cdu.de 
• CDU Rödermark: 

http://www.cdu-roedermark.de 
• Eberhard Gienger (WK 267) 

http://www.eberhard-gienger.cdu.de 
• Reinhard Göhner MdB 

http://www.goehner.cdu.de 
• Dieter Bischoff (WK 88) 

http://www.dieter-bischoff.de 
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ÖKO-SKANDAL 

Branche im Verruf 

Nicht genug, dass offensicht- 
lich einzelne Erzeuger die 
ganze Bio-Branche in Verruf 
bringen. Jetzt stellt sich am h 
noch heraus, dass die staatli- 
chen Stellen es mit der Infor- 
mationspflicht nicht so ge- 
nau nehmen. Die Kontroll- 
mechanismen funktionieren 
nach wie vor nicht. Daran hat 
auch die begonnene Um- 
strukturierung des Verbrau- 
cherschutzes nichts ändern 
können. Künast hat ihre 
nachgeordneten Behörden 
nicht im Griff. Das könnte sie 
sogar das Amt kosten. 

Neue Presse (Hannover) 

Laden nicht im Griff 

Das ist der Gau, der größte 
anzunehmende Unfall für die 
Öko-Branche. Auch wenn 
das Ausmaß noch nicht be- 
kannt und die Gefahr viel- 
leicht geringer ist als 
zunächst befürchtet - das 
Vertrauen der Verbraucher 
in     Bio-Lebensmittel     ist 

schwer    geschädigt.    Und 
Bundesverbraucherschutz- 
ministerin Renate Künast 
muss sich fragen lassen, 
wieso sie ihren Laden noch 
immer nicht voll im Griff hat: 
Wie konnte es geschehen, 
dass die Bundesanstalt für 
Fleischforschung in Kulm- 
bach den Fund von Nitrofen 
in Putenfleisch im Januar 
nicht unverzüglich an das 
übergeordnete Verbrau- 
cherschutzministerium ge- 
meldet hat'! Schlendrian 
oder Organisationsfehler? 

Lübecker Nachrichten 

worden, worin der Urspi'i"l$ 
des gut 50 Jahre alM 
Kaschmir-Konfliktes IM 
Für die gegenwärtige hoem 
explosive Lage, die dieBi'iH'" 
zu wiederholten Warnung?" 
vor einem Atomkrieg verüii' 
lasst, sind die Machthaber'" 
Neu Delhi und Islamabm 
Atal Behari Vajpayee tm 
Pervez Musharraf, gleiche'' 
maßen verantwortlich. Bei"1 

versuchen, den Blick von'"' 
nenpolitischen Probiert1''1 

auf den außenpolitisch^ 
Schauplatz Kaschmir zu le"' 
ken. Ruhr Nachrichten 

KASCHMIRKONFLIKT      Furcht vor Atomwaffe* 

Extremisten haben mit -vV' 
Anschlägen  innerhalb v0 

fünf Monaten dafür gesori 
dass sich die Welt vordem 41 
sten atomaren Krieg inre 

Geschichte fürchten  ntu&j 
Für Indien scheint der r" 
klar: Die Übergriffe müsse'' 
endlich gesühnt werden. A 

ternativen zu einem Ki'i1-" 
werden erst gar nicht diS» 
tiert.    Pakistans    MiH11"' 
machthaber Musharraf "" 
Indiens  Premier  Vajpi'}'1'1 

sind innenpolitisch seh* 
unter Druck. Beide könnt"" 

Vernunft ausgeblendet 

Das Säbelrasseln in Islama- 
bad und Neu Delhi wird lau- 
ter, die Sprache nimmt an 
Schärfe zu. Beide Seiten 
sprechen von ihrem Gegenü- 
ber inzwischen ganz offen 
von Feinden. Verschließen 
ihre Ohren und blenden of- 
fensichtlich die Vernunftaus, 
wenn von internationaler 
Seite zur Mäßigung und Ent- 
spannung aufgerufen wird. 
Längst ist es zweitrangig ge- 
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er   Versuchung   erliegen, 
üi'ch einen erfolgreichen 

W(iffengang ihr Profil zu 
Warfen. Die Kriegsgefahr 
^'d konkreter. Vor diesem 
Hintergrund ist die Tatsa- 
!}e<  dass Atomwaffen   im 
Piel sind, vielleicht sogar 

fö>derlich: Die Welt ist 
%en°'igt, etwas zu unterneh- 

len. die Streithähne zur Ver- 
n^nft zu bringen. Bleibt zu 
°ffen, dass die diplomati- 

*jhen Mittel ausreichen wer- 
.er>' den brüchigen Frieden 

^entralasien zu stabilisie- 
n- Fuldaer Zeitung 

„TEURO" 

rurer Aktionismus" 

^ e'n rechtlich hat die Regie- 
nR auf die Preise keinen 

^fluss. Rein statistisch 
^htfertigt die offizielle 

Q
eue'ungsrate den Gipfel 

J*0* nicht, denn die errech- 
, e Preissteigerung gibt 
^en Anlass zur Sorge. 
u,e'"   Beispiele    wie   das 

die 
.   dshuter zeigen, dass es 

^e Schwarzen Schafe gibt. 
Q.    geplante   Anti-Teuro- 

Pfcl kann den  Verbrau- 

chern vielleicht ihre Preis- 
wächter-Funktion vermit- 
teln, und dass es auch in ih- 
rer Hand liegt, ob „Teuro" - 
Klagen angemessen sind. 
Und für Abzocke r in Handel 
und Gastronomie mag es et- 
was peinlich sein, regie- 
rungsamtlich an den Pran- 
ger gestellt zu werden. Das 
könnte wirken. Ansonsten 
fällt der Gipfel unter die Ru- 
brik Aktionismus. 

Südkurier (Konstanz) 

SCHRÖDER/DGB 

Pfiffe für den Kanzler 

Bei der Maikundgebung gab 
es Pfiffe für den Kanzler, 
beim DGB-Kongress höfli- 
chen Beifall. Der Euphorie 
des neuen Ober-Gewerk- 
schafters Michael Sommer, 
Schröder „hat sich auf den 
Weg zu uns gemacht, und er 
hat uns gefunden", fehlt an- 
scheinend der Boden.Zu aus- 
geprägt war des Kanzlers 
Buhlen um die Gunst der „ lie- 
ben Kollegen ".Zu aufgesetzt 
seine Kritik an der Union, die 
angeblich die Abrissbirne an 
die Grundmauern des Sozial- 

Staates legen will. Die Ge- 
werkschaften wollen sich 
glücklicherweise fit für die 
Zukunft machen. Durch 
Kumpanei mit einer einzigen 
politischen Richtung wird ih- 
nen das aber kaum gelingen. 
Da hilft kein vertrauliches 
Duzen und kein Verschwei- 
gen von Konflikten. 

Westdeutsche Zeitung 

Anbiederung Schröders 

Die Anbiederung von Kanz- 
ler Schröder an die Gewerk- 
schaften kennt kaum Gren- 
zen. Beim Bundeskongress 
des DGB hat er sich den Ar- 
beitnehmern als ihr nahezu 
uneingeschränkter Interes- 
senwalter angedient - von 
der vom DGB kritisch beur- 
teilten Zusammenführung 
von Arbeitslosen- und So- 
zialhilfe einmal abgesehen. 
Das Motto ist klar: Mit ihm 
wird es keine Abstriche an 
den sozialen Errungenschaf- 
ten geben. Ob ein solches 
Versprechen zu finanzieren 
ist, spielt momentan keine 
Rolle - schließlich ist Wahl- 
kampfzeit, und in der zählt 
die Glaubwürdigkeit nicht so 
viel. Nordsee-Zeitung 
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1  Ö FFENTLI CHKEITSARBEIT 

1     Lust AUF VERANTWORTUNG 

FV 

CDU 
mitten Im Leben. 

„Lust auf Familie, 
Lust auf 
Verantwortung" 

Beschluss des 
Kleinen Parteitags 
am 13.12.1999 

Best-Nr.: 5645 

50 Expl.: 20,50 € 

(21,94€) 

„Andere Umstände 
erfordern bessere Politik." 

Plakat „Familie" 
„Andere Umstände 

DIN Al 

Best-Nr.: 7877 

25 Expl.:  10,00€ (11,60€) 

„Andere Umstände 
erfordern bessere Politik. 

CDU 

Leporello „Familie"„Andere Umstände 

Best-Nr.: 2879 

100Expl.:20,00€ (21,40 €) 

„Wir malen uns die Welt, 
wie sie uns gefällt." 

CDU-Malblock DIN A4, 30 B'»*[ 
„Wir malen uns die Welt, wie sie uns gefä' 

Best-Nr.: 987 

20 Expl.: 28,00 € (32,48 €) 
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OFFEN TLICHKEITSARBEIT1 

E.S. 
ist soweit: 

E„m.ndS.o.ber.orBUnd«K..zl.r- 

Postkarte „E. S." ist soweit: 
Edmund Stoiber for Bundeskanzler 

100 Expl. 
Best-Nr.: 9884 

6,50€ (7,54 €) 

Schröder ist schuld 
Postkarte 

„Schröder ist Schuld" 

100 Expl. 
Best-Nr.: 9885 

6,50€ (7,54 €) 

Wer d«e Qual hat, 
hat die Wahl! 

Postkarte 

„Wer die Qual hat, hat die Wahl!" 

100 Expl. 
Best-Nr.: 9886 

6,50€ (7,54 €) 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 

- IS-Versandzentrum - 
Postfach 116233759 Versmold 

Telefax 05241-8041892 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann .de 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

abwärts' 

Sonderausgabe zur Bundestagswahl 2002 
„Abwärts" 

Best-Nr.: 2921 

100 Expl.: 13,50 € (14,45 €) 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7 % bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 


